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Sinnvolle Reformen
brauchen ihre Zeit
Seit die neue Regierung im Amt
ist, kommen aus allen Ecken Vor-
schläge und Anträge und Ideen.
Merkwürdig, vieles von dem hät-
ten die Vorgänger schon lange er-
ledigen können. Besonders am
Schulsektor, am Gewerbesektor
und einigen mehr.

Es hat manchmal den An-
schein, als wollen Parteien und
deren Organisationen die derzeiti-
ge Regierung auflaufen lassen.
Diese kann auch nicht einen He-
bel umlegen, und auf einmal ist
alles besser. Den Verwaltungsap-
parat mit all den Verflechtungen
plötzlich umzukrempeln geht
kaum, aber stückweise schon.

Horst Weger,
per E-Mail

Zum Artikel von Karl Leban,
18. Jänner

Die AUA zieht sich aus
Bundesländern zurück
Die Ideen der Verantwortlichen
der AUA, die Niederlassungen in
den Bundesländern zu schließen,
ist mehr als kurz gedacht. Hun-
derte Mitarbeiter würden dadurch
ihren Arbeitsplatz verlieren und
wenn man in den Bundesländern
nicht mehr mit der AUA abfliegen
oder ankommen kann, dann muss
man auch eigentlich nicht mit ihr
fliegen!

Das ist so das selbstherrliche
Denken der deutschen Eigentü-
mer: „Was nichts bringt, das sto-
ßen wir ab!“ Ich bin der Meinung,
dann soll sich diese Fluglinie
auch nicht mehr AUA („Austrian

Airlines“) nennen dürfen. Es war
bisher immer das erste Heimat-
gefühl, in eine AUA-Maschine im
Ausland einzusteigen, das Lä-
cheln der Crew an der Gangway,
der Donauwalzer begrüßte die
Fluggäste und guter, österreichi-
scher Kaffee erfreute den Gau-
men. Die Chefs der Lufthansa
sollten sich das gut überlegen:
Wenn sie nicht zurückrudern,
können wir auch mit anderen Li-
nien fliegen, leider nicht so hei-
matlich wie mit „unserer AUA“!

Franz Schramböck,
4030 Linz
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Wien. Die AUA sieht sich einer zu-

nehmend schärferen Konkurrenz

durch Billigfluglinien wie Lauda-

motion, Level oder Wizz Air aus-

gesetzt. Um wettbewerbsfähig zu

bleiben, will die Lufthansa-Tochter

in den nächsten drei Jahren bis zu

230 Millionen Euro in den Aus-

bau ihrer Airbus-Flotte von 36 auf

46 Maschinen investieren, wobei

die 18 inzwischen veralteten und

im Betrieb vergleichsweise teuren

Dash-Turboprop-Flieger ausgemus-

tert werden sollen. Daneben plant

der neue Firmenchef Alexis von

Hoensbroech aber auch, den Spar-

stift auszupacken. Und hier sind

Jobs im Spiel, die in den Bundes-

ländern wegfallen sollen.

Geplant ist, die Crew-Basen der

Airline an den sechs regionalen

Airports Altenrhein, Graz, Inns-

bruck, Klagenfurt, Linz und Salz-

burg in den nächsten zwei bis

drei Jahren aufzulassen und nach

Wien zu verlegen. Der Umbau be-

trifft rund 200 Mitarbeiter – kon-

kret 50 Piloten und 150 Flugbe-

gleiter. Ihnen soll angeboten wer-

den, nach Wien zu kommen. Die

bisherigen Deutschland-Flüge der

AUA von den Landeshauptstädten

– etwa nach Frankfurt, Düsseldorf

oder Stuttgart – übernehmen in

Zukunft die Lufthansa und deren

Billigflieger Eurowings.

Der Aufschrei in den Bundes-

ländern ist groß. Landespolitiker

und Gewerkschafter warnten am

Donnerstag vor einer „Standort-

vernichtung“ und einer weiteren

Schwächung der kleinen regiona-

len Airports.

Nun Luftfahrtgipfel geplant

Während da und dort bereits Rufe

nach einem Sozialplan laut wur-

den, forderte vor allem Kärntens

Landeschef Peter Kaiser (SPÖ) die

AUA auf, ihre Pläne für die Kos-

teneinsparungen in den Ländern

zurückzunehmen. Verkehrsminis-

ter Norbert Hofer (FPÖ) erklärte,

die Entscheidung der Airline sei

zu akzeptieren. Indes will die Ge-

werkschaft Vida vor dem Hinter-

grund der Sparpläne Vertreter aus

Politik, Wirtschaft und Sozialpart-

nerschaft am 25. Jänner zwecks

Arbeitsplatz- und Standortsiche-

rung zu einem Luftfahrtgipfel in

der ÖGB-Zentrale einladen.

Eigene Flugzeuge will die AUA

an den heimischen Regionalflug-

häfen nach Abzug der jeweiligen

Crews künftig klarerweise eben-

falls nicht mehr stationiert haben.

Dabei spielen Produktivitätsgrün-

de eine Rolle. Wie Hoensbroech in

einem Pressegespräch erläuterte,

wolle die AUA ihre Marktposition

am Hub in Wien-Schwechat stär-

ken. Wenn die Airline ihr Linien-

netz nur noch von Wien heraus

befliege, sei es sinnvoll, wenn die

Crews ihren Arbeitsplatz in Wien

hätten.

Unterdessen ist vorerst unge-

wiss, wie viele der rund 200 be-

troffenen AUA-Mitarbeiter in den

Bundesländern das Angebot einer

Arbeitsstelle am Flughafen Wien

annehmen werden. Hoensbroech

hielt sich dazu am Donnerstag je-

denfalls noch bedeckt.

Derzeit beschäftigt die AUA et-

wa 1200 Piloten und rund 3000

Flugbegleiter. In Summe – inklu-

sive Bodenpersonal – sind es zir-

ka 7100 Mitarbeiter. ■

AUA kappt 200 Bundesländer-Jobs

Crew-Basen an sechs regionalen Flughäfen vor Schließung – Aufschrei bei Landespolitikern und Gewerkschaftern.

Von Karl Leban
Ihre 18 Dash-Turboprop-Maschinen (im Bild

eine Dash 8-400) will die AUA bis 2021 durch

größere Airbus-Flieger ersetzen. Foto: AUA

Wien. (apa) Die österreichische Auto-Zulie-

ferindustrie konnte im Vorjahr den Produk-

tionswert um sechs Prozent auf 24,4 Milli-

arden Euro steigern und ist auch für heuer

optimistisch. Ob die Margen auch mit den

steigenden Umsätzen mithalten konnten,

wollte Dietmar Schäfer, Vorsitzender der

ARGE Automotive Zulieferindustrie, bei ei-

nem Pressegespräch am Donnerstag nicht

verraten. Grundsätzlich seien diese aber in

der sehr wettbewerbsintensiven Branche

gering. Und auch wenn die Produktion zu-

legen konnte: „Wir waren schon mal bes-

ser“, so Schäfer.

Die Zulieferindustrie, eine der wichtigs-

ten Industrien des Landes mit über 80.000

Jobs, ist stark exportorientiert – wobei der

Absatzmarkt Großbritannien eine unterge-

ordnete Rolle spielt. Sorgen bereitet den

Zulieferer die nachlassende Konjunktur in

Deutschland, dem weitaus wichtigsten Ex-

portmarkt. „Wir müssen hier ein Auge

drauf haben“, so Herwig Schneider, Ge-

schäftsführer des Industriewissenschaftli-

chen Instituts (IWI).

Dass sich die tausenden heimischen Ar-

beiter in der Motoren- und Getriebeindust-

rie aufgrund des weit weniger komplexen

Elektromotors (der vielfach auch kein Ge-

triebe benötigt) Sorgen um ihren Arbeits-

platz machen müssen, glauben Schneider

und Schäfer nicht – denn den Dieselmotor

werde es noch lange geben. Außerdem

hängt die überwiegende Anzahl der Zulie-

ferbetriebe „nicht am Antriebsstrang“, er-

klärte Schäfer. ■

Optimismus in heimischer

Autozulieferindustrie

Der Produktionswert legte im Vorjahr um 24,4 Milliarden Euro zu.

SBO. Der Ölfeldausrüster SBO hat 2018

dank einer Nachfrageerholung in Nordame-

rika Umsatz und Gewinn gesteigert. Der

operative Gewinn hat sich laut vorläufigen

Zahlen auf 70,0 (25,6) Millionen Euro

mehr als verdoppelt. Der Umsatz legte um

30 Prozent auf 420 Millionen Euro zu.

Pensionskassen. Die österreichischen

Pensionskassen haben im vergangenen

Jahr im Zuge der Turbulenzen an den inter-

nationalen Finanzmärkten einen negativen

Veranlagungsertrag von durchschnittlich

minus 5,18 Prozent hinnehmen müssen.

Im langjährigen Durchschnitt über 28 Jah-

re war die Performance mit plus 5,17 Pro-

zent positiv, so der Pensionskassen-Fach-

verband. Chancen für mehr Anreize für die

Firmenpensionen sieht man im Rahmen

der Steuerreform.

Miele Österreich. Die Österreich-Tochter

des deutschen Haushalts- und Gewerbege-

räteherstellers Miele hat im Jahr 2018 den

Umsatz gegenüber dem Vorjahr um 10,6

Millionen Euro oder 4,4 Prozent auf 249,1

Millionen Euro gesteigert.

Almdudler. Das Wiener Familienunterneh-

men Almdudler hat mit Jahreswechsel sei-

ne Zusammenarbeit mit Coca Cola beendet,

sagte Geschäftsführer Gerhard Schilling ge-

genüber der „Tiroler Tageszeitung“. Der

US-Getränkegigant war bisher als Lizenz-

nehmer für die Abfüllung und den Gastro-

Vertrieb zuständig. Den Vertrieb in der

Gastronomie will Almdudler künftig selbst

besorgen. Die Abfüllung erfolge bei Vöslau-

er/Ottakringer bzw. für Spezi – wo man die

Markenrechte für Österreich erworben hat

– bei Egger in Unterradlbrunn.

Kurz notiert
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Österreich war nie ein föderaler

Staat – im Gegensatz zu Deutsch-

land. Das Deutsche Reich (1871

bis 1918) wurde mit der Verfas-

sung vom 16. April 1871 eine fö-

derale Erbmonarchie. Dem Deut-

schen Reich gehörten 25 Bundes-

staaten (Königreiche, Großherzog-

tümer, Herzogtümer, Fürstentü-

mer, die drei republikanisch ver-

fassten Hansestädte Hamburg,

Bremen, Lübeck und das Reichs-

land Elsaß-Lothringen) an.

In Österreich war die Situation

auch damals völlig anders. Das

Februarpatent von 1861 war eine

zentralistische Verfassung, die

zwar vor allem von den Ungarn

als zu zentralistisch abgelehnt

wurde, aber grundsätzlich für alle

Teile des Reiches rechtsverbind-

lich war. Nach dem Ausgleich mit

Ungarn baute die Dezemberver-

fassung 1867 für die nichtungari-

schen Länder der Habsburgermo-

narchie auf dem Februarpatent

von 1861 auf. Ungarn war dann –

innenpolitisch gesehen – ein eige-

ner Staat, der durch eine Realuni-

on mit Österreich verbunden war.

Vor dem (zentralistischen) Feb-

ruarpatent gab es das sogenannte

Oktoberdiplom, das einen födera-

len Charakter hatte und einen

Kompromiss zwischen den zent-

ralistischen Tendenzen der

deutschsprachigen Bevölkerung

und den föderalistischen Bestre-

bungen der übrigen Nationalitä-

ten darstellte. Schon damals war

die Rolle der Landtage der einzel-

nen Kronländer ein Diskussions-

punkt und auch die Frage, wie

weit die Autonomie der Landtage

gegenüber dem Reichsrat gehen

sollte. Der allgemeine Widerstand

gegen diese Verfassung führte

dann vier Monate später zum zen-

tralistischen Februarpatent 1861.

Welche Verfassung man auch im-

mer betrachtet, „ohne Zustim-

mung des Kaisers und der Regie-

rung in der Reichshauptstadt

Wien konnten die regionalen Par-

lamente sich auf den Kopf stellen

– ihre Beschlüsse blieben wir-

kungslos“ (so Christian Resch am

30. Dezember 2017 in den „Salz-

burger Nachrichten“).

Nach dem Ersten Weltkrieg

und dem Zerfall der Habsburger-

monarchie wurde von der konsti-

tuierenden Nationalversammlung

am 1. Oktober 1920 das Bundes-

Verfassungsgesetz (B-VG) be-

schlossen. Die Kompetenzvertei-

lung zwischen Bund und Ländern

war 1920 und dann wieder bei

der Novelle 1925 ein wichtiger

Punkt, der zu großen Auseinan-

dersetzungen führte. Während

die Sozialdemokraten für eine

eher zentralistische Kompetenz-

verteilung eintraten, wollten die

Christlichsozialen den Ländern

mehr Kompetenzen geben, auch

aus Sorge, dass die Länder sonst

nicht mehr bei Österreich bleiben

wollen und sich andere „Partner“

suchen könnten. Vorarlberg woll-

te ja zur Schweiz, und in Salzburg

und Tirol wurde 1921 noch über

einen „Anschluss“ an Deutsch-

land abgestimmt (die Mehrheit

war dafür). Auch die Steiermark

fasste einen Beschluss für eine

„Anschluss“-Abstimmung (dazu

kam es dann nicht).

Es ist daher immer eine große

Irreführung und Täuschung der

Bevölkerung, wenn Landeshaupt-

leute behaupten, die Republik hät-

ten die Bundesländer gegründet.

Nach dem Ersten Weltkrieg war

eher das Gegenteil der Fall, weil

gleich drei oder vier Länder nicht

Teil von Österreich (bis zum Frie-

densvertrag von St. Germain:

Deutschösterreich) sein wollten.

Deutschösterreich wurde am 30.

Oktober 1918 gegründet, erklärte

sich aber noch nicht zur Republik.

Die Ausrufung der Republik er-

folgte am 12. November 1918. In

der Zwischenzeit traten die da-

mals bestehenden Länder

Deutschösterreich bei. Es wurde

also ohne Mitwirkung der Länder

als Einheitsstaat gegründet. Nach

dem Zweiten Weltkrieg war es so,

dass schon am 27. April 1945 (al-

so vor Kriegsende am 8. Mai) die

Unabhängigkeit Österreichs pro-

klamiert und die Republik Öster-

reich ausgerufen wurde. Karl Ren-

ner wurde Kanzler einer proviso-

rischen Regierung, die dann nach

den Wahlen am 25. November

1945 von der neuen Regierung ab-

gelöst wurde.

Kompetenzverteilung

ist nicht mehr sinnvoll

Es stellt sich die Frage, ob der

1920 (beziehungsweise mit den

Novellen des B-VG 1925 und

1929) gefundene Kompromiss in

der Kompetenzverteilung heute

noch sinnvoll ist. Ist es sinnvoll,

wenn wir neun Fischereigesetze,

Jagdgesetze, Jugendschutzgesetze

oder Bauordnungen mit den ange-

schlossenen Bestimmungen über

Baustoffe, Landeskrankenanstal-

tengesetze, Fremdenverkehrsge-

setze, Raumordnungsgesetze,

Landesschulräte beziehungsweise

einen Stadtschulrat oder Landes-

beamtengesetze mit den ange-

schlossenen Pensionsregelungen

etc. haben?

Das ist weder politisch sinnvoll

noch wirtschaftlich effizient noch

haben diese Gesetze irgendetwas

mit Bürgernähe zu tun. Daher:

Abschaffung der Gesetzgebungs-

kompetenz der Länder und der

Landtage in der derzeitigen Form.

Es gibt ja den Vorschlag einer Ar-

beitsgruppe, die Gesetzgebungs-

kompetenz beim Bund zu konzen-

trieren und die Ausführung in der

einen oder anderen Art den Län-

dern zu übertragen.

Damit im Zusammenhang ste-

hen die Rolle und Bedeutung des

Bundesrates. Dessen Aufgaben

sind zwar in der Verfassung fest-

gelegt, aber eine politische Bedeu-

tung ist praktisch nicht vorhan-

den, da er das Inkrafttreten der

vom Nationalrat beschlossenen

Gesetze mit seinem Veto nur ver-

zögern kann. In einigen Fällen

hat er Bundesrat jedoch ein „abso-

lutes“ Vetorecht: Ohne seine aus-

drückliche Zustimmung kann

kein Gesetz zustande kommen, et-

wa bei der Einschränkung der

Länderkompetenzen, Rechten des

Bundesrates selbst oder Staats-

verträgen, wenn die vertraglichen

Grundlagen der EU geändert wer-

den sollen. Nur am Rande sei er-

wähnt, dass die Landeshauptleu-

tekonferenz in keinen Gesetzen

erwähnt oder geregelt, aber trotz-

dem ein Machtfaktor in der Repu-

blik ist. Der Bundesrat kann da-

her ersatzlos abgeschafft werden.

Seine einzige – real gesehen – be-

deutende Aufgabe besteht darin,

dass die Parteien die Möglichkeit

haben, die Kosten von Parteifunk-

tionären durch Entsendung in

den Bundesrat auf den Staat abzu-

wälzen.

Abhängigkeiten

statt Bürgernähe

Sehr oft wird die Bürgernähe als

großer Vorteil des Föderalismus

angeführt. Bei näherer Analyse

stellt sich jedoch heraus, dass da-

runter meist nur verstanden wird,

dass die Landesregierung bezie-

hungsweise der Landeshaupt-

mann Personalentscheidungen

treffen kann, um damit Abhängig-

keiten zu schaffen oder Belohnun-

gen zu verteilen (wer wird Schul-

direktor, Primar im Spital etc.).

Eine Unzahl von Vorschlägen

zur Kompetenzbereinigung zwi-

schen Bund und Ländern reicht

von der Abschaffung der Doppel-

förderung bis zur Neuregelung

der Kreditaufnahmen und Über-

nahmen von Haftungen durch die

Länder (um beispielsweise zu ver-

hindern, dass ein Land die finan-

zielle Basis der Republik erschüt-

tern kann). Ein Beispiel zu den

Förderungen: Bund und Länder

bieten insgesamt 233 Arten von

Familienförderungen an. Die Kin-

derbetreuung betrifft 2098 Ge-

meinden, neun Bundesländern

und (bisher) vier Ministerien: Der

Österreich-Konvent, der von 2003

bis 2005 tagte, ist eine Fundgru-

be für Vorschläge, nur leider wur-

de fast nichts umgesetzt.

Warum geschieht nichts? Weil

die Länder nicht wollen, weil sie

(berechtigterweise) Angst vor Än-

derungen zu ihren Lasten haben.

Transparenzdatenbank, einheitli-

che Buchhaltung, Aufsicht des

Bundes über die Länder (so wie

der Länder über die Gemeinden)

– das alles wurde erfolgreich ver-

hindert, weil die Landespartei-

chefs intern viel Macht und Ein-

fluss haben, auch in Personalfra-

gen. Denn die Landesparteien (zu-

mindest in der ÖVP) finanzieren

die Bundespartei und organisie-

ren Wahlkämpfe. Dies hat sich –

Gott sei Dank – bei der ÖVP jetzt

geändert, und man hat gesehen,

wie erfolgreich sie bei der vergan-

genen Nationalratswahl war. Es

war ja wirklich lächerlich, wenn

Landeshauptleute für ihr Land Mi-

nisterposten forderten oder Natio-

nalratsabgeordnete aus ihrem

Bundesland förmlich als Leibeige-

ne betrachteten.

Steuerhoheit für die Länder

statt Finanzausgleich?

Einer speziellen Betrachtung be-

darf der Vorschlag, in einem ech-

ten Wettbewerbsföderalismus

nach Schweizer Vorbild den Län-

dern die Steuerhoheit zu überlas-

sen und dafür den Finanzaus-

gleich abzuschaffen. Die Grund-

überlegung dabei: Wer das Geld

ausgibt (also das Bundesland),

muss es sich auch selbst beschaf-

fen. Heute hebt der Bund (fast) al-

le Steuern ein (was nicht populär

ist), und die Länder geben das

Geld aus (was sehr populär ist).

Eine Steuerhoheit der Länder

würde das Problem der Ausgaben-

und Einnahmendiskrepanz besei-

tigen – doch würde sie zu mehr

Sparsamkeit und Wirtschaftlich-

keit führen? Man könnte etwa bei

Körperschaft- oder Einkommen-

steuer den Bundessteuersatz sen-

ken und einen Länderzuschlag

einheben. Ein Bundesland könnte

durch geringere Zuschläge seine

Attraktivität als Wirtschaftsstand-

ort erhöhen und damit die Wert-

schöpfung steigern. Doch die Rea-

lisierung dieser Steuerkonzeption

könnte in Österreich zu mehr Bü-

rokratie führen, und die Nachteile

würden überwiegen. Wichtiger

wäre, dass die Bundesregierung

endlich den Finanzausgleich als

Steuerungsinstrument für die ge-

samte Republik einsetzt. Bisher

haben praktisch alle Finanzminis-

ter vor den Landeshauptleuten ka-

pituliert. Die Bevölkerung würde

eine Bundesstaatsreform sicher

mittragen, wenn man die Ver-

schwendung von Steuergeld

durch die heutige Struktur des Fö-

deralismus aufzeigt. Allein das

Beispiel des Spitalwesens zeigt,

dass eine klare Bundeskompetenz

Kosten einsparen würde.

Bei aller Kritik an den Ausga-

ben der Länder muss man diffe-

renziert vorgehen: Es gibt Länder,

die viel Geld für die Vergangen-

heit, den öffentlichen Konsum

(Landespensionen!) und hohe So-

zialleistungen ausgeben. Und es

gibt Länder, die viel Geld für zu-

kunftsbezogene Aufgaben (etwa

Forschung und Entwicklung, Bil-

dung und Ausbildung) einsetzen.

Und man muss auch erwähnen,

dass im Perchtoldsdorfer Paktum

vom 8. Oktober 1992 die Neuord-

nung der bundesstaatlichen Auf-

gabenverteilung, die Delegierung

von Gesetzgebungsbefugnissen

des Bundes an die Länder, eine

Stärkung der Verfassungsautono-

mie der Länder und andere Punk-

te versprochen wurden. Dazu

muss man aber wissen, dass das

Perchtoldsdorfer Paktum im Zuge

der innerösterreichischen Debat-

ten um den EU-Beitritt erfolgte

(und eigentlich eine kleine „Er-

pressung“ der Länder war). Es

wurde auch nie umgesetzt.

Die Frage ist: Wie kann ich die-

ses Dauerthema aus der Diskussi-

onsphase in die Umsetzungspha-

se mit konkreten Änderungen

bringen? Eine große Bundes-

staatsreform wird nur gelingen,

wenn wir alle dies wollen, genü-

gend Druck in der Öffentlichkeit

erzeugen und die Politiker zum

Handeln zwingen. Politiker han-

deln nicht aus Einsicht oder Er-

kenntnis, sondern nur dann,

wenn die Gefahr besteht, dass

Mehrheiten oder Wählerstimmen

verloren gehen. Das Regierungs-

programm „Zusammen für Öster-

reich“ für 2017 bis 2022 spricht

im ersten Kapitel „Verwaltungsre-

form und Verfassung“ viele dieser

Probleme an – jetzt kommt es da-

rauf an, welche konkreten Taten

(in Form von Gesetzen) dieser

Analyse folgen werden. ■
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Große Reform statt

Bürgertäuschung

Von Claus J. Raidl

Gedanken zur Zukunft des Föderalismus.

Der Text ist

auch in „Zu-
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Die Politik Europas war 2018 ge-
prägt von der Bildung der ersten
populistischen Regierung auf dem
Kontinent. Was wird uns 2019
wohl bringen? Die Koalition der
Lega mit der Fünf-Sterne-Bewe-
gung ist eine Weltpremiere. Da-
durch wurde Italien noch einmal
ein Experimentierfeld für politi-
sche Phänomene, die in anderen
Ländern imitiert werden könnten
– wie dies mehrmals in der Ge-
schichte geschehen ist. Schon ein-
mal erachtete man eine verhäng-
nisvolle italienische Erfindung,
den Faschismus, zunächst als Far-
ce. Bald erwies sie sich jedoch als
tragisch für ganz Europa. Ein kur-
zer Blick auf dieses aktuelle popu-
listische Abenteuer diene uns als
Warnung für 2019.

Seit Jahrhunderten Heimat der
Liebe und Schönheit, wird Italien
zunehmend zur Heimat des Has-
ses. Ein Klima von unsäglicher
Anfeindung verbreitet sich im
Land. Maßgebende Regierungs-
vertreter appellieren buchstäblich
an die „bestialischen“ Instinkte
ihrer Wählerschaft. Als Beispiel
diene „Befreie das Biest in dir“ –
eine vom italienischen Innenmi-
nister, stellvertretenden Premier
und Lega-Chef Matteo Salvini ver-
breitete Hetze. Dies ist ein er-
schreckender Aufruf seitens des
Verantwortlichen für Sicherheit
und Ordnung. Diese brandstiften-
de Aufforderung steht gerade in
der Kopfzeile von „Il Populista“,
dem von Salvini gegründeten Zen-
tralorgan der Lega sowie in der
Kopfzeile seiner Facebook-Seite.
Das zu befreiende Biest – quasi
ein Logo – ist abgebildet in Form
einer bedrohlichen Wolfsschnau-
ze mit gelben Augen und dem Un-
tertitel: „Frech, instinktgeladen,
außer Kontrolle.“

Ähnlich greift der Lega-Ab-
geordnete Giuseppe Bellachioma
die Untersuchungsrichter von Sal-
vini an: „Hände weg vom Capita-
no (Salvini, Anm.), sonst warten
wir auf dich vor deiner Haustüre.
Pass auf!“ Und auch die Aussage
des zweiten stellvertretenden Mi-
nisterpräsidenten Luigi Di Maio
(Fünf-Sterne-Bewegung) ist er-
schreckend: „Der Vater des Jobs
Act ist ein politischer Mörder.“
Mit dieser Prahlerei scheint Di
Maio die Rachsucht der Bevölke-
rung gegen Ex-Premier Matteo
Renzi von der Demokratischen
Partei, den Autor der „Jobs Act“
genannten italienischen Arbeits-
marktreform, zu nähren. Als „po-
litische Kriminelle“ bezeichneten
in Italien denn auch die Roten Bri-
gaden ihre Opfer.

Zunehmend gewalttätiger
Rassismus

Wer glaubt, dass Hunde, die bel-
len, nicht beißen, irrt sich. Der
Journalist Luigi Mastrodonato er-
stellte und aktualisiert laufend ei-
ne interaktive Karte der Rassisti-
schen Übergriffe seit 1. Juni 2018,
dem Amtsantritt der Regierung
aus Lega und Fünf-Sterne-Bewe-
gung. Man findet dort die Tatorte
und entsprechenden Berichte zu
den einzelnen Gewaltausbrüchen:
Bis 22. Jänner 2019 gab es 105 ge-
waltsame Überfälle, zwei davon
tödlich. Fast jeden zweiten Tag
wurden eine oder mehrere Perso-
nen, oft dunkelhäutiger und au-
ßereuropäischer Herkunft, atta-
ckiert: mit Faustschlägen, Eisen-
stangen, Waffen, manchmal sogar
begleitet vom Ausruf „Salvini, Sal-
vini“ wie am 11. Juni 2018 in Ca-
serta (Campania). Am 3. Februar
2018 verletzte der vormalige Le-
ga-Kandidat Luca Traini in Mace-

rata (Marche) mehrere schwarze
Immigranten mit Revolverschüs-
sen. Die Situation in Italien ist so
gravierend, dass die UNO eine
Untersuchung zu den zunehmen-
den rassistischen Übergriffen in
die Wege geleitet.

Steve Bannon und
Europas Rechtspopulisten

Die populistische Koalition in Ita-
lien ist „ein Experiment, das,
wenn es funktioniert, die Weltpo-
litik verändern wird“, sagte Steve
Bannon, der ehemalige Stratege
von US-Präsident Donald Trump.
Deshalb kam er mehrmals nach
Italien und traf Salvini und die
Vertreter der Fünf-Sterne-Bewe-
gung. So wie er dazu beigetragen
hat, Trump ins Weiße Haus zu
bringen, will Bannon nun Rechts-
populisten dabei helfen, die Euro-
päische Union zu erobern. Zu die-
sem Zweck gründete er die Orga-
nisation The Movement mit Sitz
in Brüssel. Nun versucht Bannon,

in Italien in einem ehemaligen
Kloster in Trisulti ein politisches
Trainingszentrum zu eröffnen –
eine Art Akademie für europäi-
sche Populisten. „Dies ist ein Mo-
ment in der Geschichte, über den
100 Jahre lang gesprochen wer-
den wird“, erklärte Bannon.

Er hat Recht. Politische Reakti-
onen auf Migration können nur
aus einer historischen Perspekti-
ve verstanden werden. Europa
kann den derzeitigen Zustrom
von Migranten weder aufhalten
noch aufnehmen. Die Vorstellung,
diese Migration zu unterbinden,
käme jener gleich, die Flut nach
der Ebbe zu verbieten. Zurzeit
gibt es 1,2 Milliarden Afrikaner,
im Jahr 2050 werden es 2,5 Milli-
arden sein, während Europa bei
rund 500 Millionen Einwohnern

bleiben wird. Wie bei kommuni-
zierenden Röhren scheint eine Be-
völkerungsverschiebung von Afri-
ka nach Europa wohl unvermeid-
lich.

Diese Tatsache erfordert auf
beiden Kontinenten Maßnahmen
zur Vermeidung von Konflikten
und vor allem zum Anstoß für
Wohlstand. Vergessen wir nicht,
dass die heutigen Migranten nicht
zu den Ärmsten in ihrer Heimat
gehören – es sind vielmehr Junge
mit Unternehmergeist, auch was
die Geldbeschaffung für ihre
Odyssee nach Europa betrifft. Und
mit dem Anstieg des Volksein-
kommens in Afrika dürfte auch
deren Zahl noch zunehmen. Die-
ser Sachverhalt ist besonders tra-
gisch, denn der Kontinent verliert
so den potenziell dynamischsten
Teil seiner Jugend.

Vom Staatsbürger
zum Konsumenten

Wir wissen es. Zu den Ursachen
der Migration aus Afrika zählen
das koloniale und das neokolonia-
le Erbe, Korruption, schlechte Re-
gierungsführung, Diktaturen,
kriegerische Konflikte und der
Klimawandel. Doch ein neues
Phänomen – mit Auswirkungen
auf die Emigration in Afrika als
auch auf die Erosion der staats-
bürgerlichen Werte in Europa –
wird gerne unterschätzt: die Kon-
sumgesellschaft im Zeitalter des
Internets. Dank dem Internet be-
wundern Millionen von Afrika-
nern Europa als Füllhorn des
Reichtums. Die Welt der Werbung
zeigt ihnen ständig euphorische
Menschen, umgeben von mannig-
faltigen Konsumgütern – ein Lü-
gengewebe fernab der Realität.

Diese Inszenierung verführt
nicht nur die Afrikaner, sie unter-
höhlt auch die Hierarchie der
Werte in Europa – insbesondere
bei der Jugend. Die Medien be-
zeichnen uns meistens als „Kon-
sumenten“, viel seltener als „Bür-
ger“. Vielleicht haben sie recht,
leider. Die Werbung, schon jetzt
allgegenwärtig, durchdringt unser
Leben immer mehr. Vor allem die
jungen Italiener verschließen sich
vor ihrer Geschichte und verken-
nen Europas gemeinsame Werte:
Freiheit, Gleichheit, Brüderlich-

keit, Demokratie, Respekt, Tole-
ranz. Ihre Vorliebe gilt vielmehr
der Welt der Dinge und der Mar-
ken statt staatsbürgerlicher Werte
oder menschlicher Beziehungen.
Das verleiht ihnen Identität. Mit
den Worten des kürzlich verstor-
benen großen Filmemachers Ber-
nardo Bertolucci: „Die einzigen
noch erhaltenen Werte des Wes-
tens sind Kauf und Verkauf.“

Zwischen dem Aufstieg der
Rechtspopulisten in den 1920er
und 1930er Jahren und jenem in
der Gegenwart besteht jedoch ein
großer Unterschied. Die damalige
Machtergreifung der totalitären
Parteien erklärt sich mit der Wut
der Armen auf die Reichen. Heute
ist es eher umgekehrt. Der Nähr-
boden für die Rage der Rechtsext-
remen ist das Unbehagen der re-
lativ Reichen (global gesehen,
auch der Europäer) gegenüber mi-
grierenden Armen. Völker, deren
Armut wir mitverschuldet haben,
versuchen nun Europa mit allen
Mitteln zu erreichen. Es ist die
Feindseligkeit der Verbraucher
gegenüber den „Verbrauchten“ –
die Befürchtung, dass andere, Är-
mere, ihren Teil des Kuchens ein-
klagen.

Dieses Beharren auf einer per-
versen Idee von Freiheit (alles zu
haben, sofort, für immer) läuft
dem Gedanken von Gleichheit
und Brüderlichkeit zuwider. Als
Mitursache der zunehmenden Im-
migrationskrise zählt der Glanz
der Konsumgesellschaft mehr als
vermutet. Viele sehen dies nicht.
So, wie die Fische das Wasser
nicht wahrnehmen, in dem sie
schwimmen. Das ist eine verhäng-
nisvolle Verblendung. Umnebelt
vom duftenden Konsumbegehren
entgeht uns der herbe Geruch der
sich nähernden Wölfe. ■
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Die Wölfe kommen näher

Von Marco Morosini

Der Hass an der Macht in Italien könnte ganz Europa anstecken.
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Vor allem die jungen
Italiener verschließen

sich vor ihrer
Geschichte und

verkennen Europas
gemeinsame Werte.
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